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Es ein perfektes Beispiel, welche 
Blüten die Teilreform der kom-
munalen Gebietskörperschaften 
von 2006 in der Praxis treiben 
kann. Alle schon damals genann-
ten Bedenken gegen das verun-
glückte Reformwerk lassen sich 
an den Beschlüssen des Amts-
ausschusses Mitteldithmarschen 
sowie der Stadtvertretung der 
Stadt Meldorf ablesen.

Doch zunächst zu den Fakten: Im 
Amt Mitteldithmarschen (23 000 Ein-
wohner) sind 24 Gemeinden zusam-
mengeschlossen. Die Stadt Meldorf  
als zentraler Ort (Unterzentrum mit 

Teilfunktionen eines Mittelzentrums) 
ist Sitz des größten Teils der Verwal-
tung, die sowohl im Meldorfer Rat-
haus wie auch im Amtsgebäude des 
ehemaligen Amtes Meldorf-Land 
residiert.

Neben diesen beiden Verwaltungs-
gebäuden gibt es in Meldorf drei 
weitere Verwaltungsgebäude, näm-
lich das ehemalige Katasteramt, das 
Finanzamt Meldorf sowie das Ver-
waltungsgebäude der Wohnungs-
baugesellschaft. Alle drei Gebäude 
teilen das Schicksal, dass sie schon 
jetzt leer stehen (Katasteramt) oder 
ihnen zukünftig der Leerstand droht. 

Es gibt also reichlich freie Büroflä-
chen, auf denen sich die beengt 
untergebrachte Amtsverwaltung be-
quem ausbreiten könnte.

Gleichwohl plant Stefan Oing, der 
Amtsdirektor des Amtes Mittel-
dithmarschen, gemeinsam mit dem 
Wohnungsbauunternehmen als Bau-
herren einen Neubau, in den dann 
der Meldorfer Teil der Amtsverwal-
tung einziehen soll. Mietkosten für 
20 Jahre: ca. sieben Millionen Euro.

Bei den Meldorfer Steuerzahlern 
stößt nicht nur die Tatsache auf 
Unmut, dass die gewählte Variante 

der räumlichen Neuausrichtung der 
Amtsverwaltung die deutlich teu-
erste Lösung ist, ohne dass hierbei 
für die öffentliche Hand Sachwerte 
geschaffen werden, sondern auch 
der Umstand, dass nach dem Einzug 
in das neue Gebäude – gemeinsam 
mit der Verwaltung des Wohnungs-
unternehmens – es in Meldorf für 
fünf Verwaltungsgebäude keine 
Nutzungsperspektive gibt: Katas-
teramt, Finanzamt, Meldorfer Rat-
haus, Amtsgebäude Meldorf Land 
und das Verwaltungsgebäude des 
Wohnungsbauunternehmens suchen 
dann nach neuen Mietern.
Das alles ficht Amtsdirektor Stefan 

Wenn 23 Schwänze  
mit dem Hund wedeln
Im Amt Mitteldithmarschen ereignet sich Verblüffendes, das – wenn es zur 
Wirklichkeit wird – sicherlich einen hervorragenden Beitrag für das  
Satiremagazin „Extra-3“ des NDR abgeben wird.

Autor Thies Thiessen

Bei der Kommunalverfassung müssen die Karten neu gemischt werden. � Foto: Manfred Konstanti
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Oing nicht an. Und so lässt er durch 
den Amtsausschuss das neue Raum-
nutzungskonzept beschließen. 

Der Beschluss ist ihm sicher, denn 
nur acht der 36 Amtsausschuss-
mitglieder kommen aus Meldorf. 
Die übrigen Ausschussmitglieder – 
überwiegend die Bürgermeister der 
umliegenden Dörfer – sind ohnehin 
nicht so sehr daran interessiert, was 
in ihrem zentralen Ort geschieht. 

Und von den Kosten haben sie über 
die Amtsumlage ohnehin nur einen 
Bruchteil zu tragen.

Mit diesem Beschluss in der Tasche 
ist sich der Amtsdirektor sehr sicher, 
seine Pläne umzusetzen: „Das ist be-
schlossene Sache, da können Sie ma-
chen was Sie wollen!“ verkündet er 
einem verdutzten Meldorfer Bürger. 
Und damit trifft er beinahe aufgrund 
der kommunalen Rechtslage den 
Nagel auf den Kopf. Denn gegen 
die Beschlüsse eines Amtsausschus-
ses gibt es kaum Möglichkeiten, mit 
rechtlichen oder demokratischen 
Mitteln vorzugehen.

Zwar hat die Stadtvertretung aus 
Meldorf gerade noch fristgerecht 
Widerspruch gegen den Beschluss 
des Amtsausschusses eingelegt. Die-
ser ist aber prompt vom Amtsaus-
schuss zurückgewiesen worden. Und 
so legen die Pläne des Dithmarscher 
Amtsdirektors die Unzulänglichkei-

ten und Fehler der Kommunalreform 
von 2006 offen, nämlich

•		die fehlende Möglichkeit einer Bür-
gerbeteiligung bei Amtsausschuss-
beschlüssen

•		die Mängel bei der Ausgestal-
tung der Widerspruchsmöglichkeit 
durch die Gemeinden gemäß § 3 
Abs. 5 AO

•	das ungleiche Stimmgewicht der 

einzelnen Amtsausschussmitglie-
der gemessen an dem Anteil ihrer 
Amtsumlage oder ihrer Bevölke-
rung

•	und schließlich die Missbrauchs-
möglichkeiten, die der Amtsaus-
schuss trotz der Beschränkungen 
des § 5 AO gegenüber einzelnen 
Gemeinden ausüben kann.

Amt ohne Volk
In den letzten Jahren haben sich die 
Einflussmöglichkeiten der Bürger auf 
Entscheidungen der gewählten Gre-
mien in vielfältigster Weise verbes-
sert. Gerade durch die jetzige Lan-
desregierung sind die Instrumente 
der Bürgerbeteiligung weiterentwi-
ckelt und die Schwellen für Beteili-
gungsmöglichkeiten erheblich abge-
senkt worden.

Alleine im Bereich der Amtsverwal-
tungen und der sie begleitenden 
Amtsausschüsse bleibt das Instru-

ment der Bürgerbeteiligung ausge-
klammert, weil der Amtsausschuss 
nicht direkt gewählt wird. Eine sol-
che Direktwahl ist jedoch die not-
wendige Voraussetzung für gesetz-
lichen Möglichkeiten der Bürgerbe-
teiligung.

Zwar war seinerzeit bei der Dis-
kussion um die Kommunalverfas-
sungsreform auch die Direktwahl 
des Amtsausschusses im Gespräch. 
Diesen Gedanken hatte man jedoch 
verworfen, um den Bürgern nicht 
einen weiteren Wahlakt zuzumu-
ten. Darüber hinaus glaubte man, 
dass bei der Tätigkeit der Ämter als 
„Schreibstube der Gemeinden“ und 
deren Kontrollgremien keine wei-
teren Einflussmöglichkeiten durch 
Bürgerbeteiligung notwendig seien. 
Dafür sprach auch die Beschränkung 
der Tätigkeit der Ämter gemäß § 5 
AO auf das Verwaltungsgeschäft 
sowie der Ausschluss gestaltender 
Tätigkeit, die allein bei den Gemein-
den verbleiben sollte. Das Beispiel 
Mitteldithmarschen zeigt jedoch, 
dass Beschlüsse des Amtsausschus-
ses sehr wohl in die Gestaltung einer 
Gemeinde eingreifen können.

Widerspruchsrecht  
der Gemeinden
Wenn auch bei den Ämtern die di-
rekte Einflussnahme der Bürger über 
Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheid ausgeschlossen ist, so hat 
gleichwohl der Gesetzgeber den 
Gemeinden gemäß § 3 Abs.5 AO ein 
Widerspruchsrecht gegen Beschlüs-
se des Amtsausschusses eingeräumt.
Das Widerspruchsrecht hat der Ge-
setzgeber jedoch so ausgestaltet, 
dass man den ernsthaften Willen, 
den Gemeinden eine wirksame 
Überprüfungsmöglichkeit von Amts-
ausschussbeschlüssen an die Hand 
zu geben, bezweifeln kann.

Die vom Gesetzgeber vorgegebene 
Frist von 14 Tagen, in der die Ge-
meindevertretung den Widerspruch 
eingelegt haben muss, reicht im nor-
malen Verfahrensablauf nicht aus. 
Denn der Willensbildungsprozess 
eines Widerspruchs benötigt Zeit. 
In aller Regel bedarf es für die Mei-
nungsbildung der Gemeindevertreter 
– inklusive ausführlicher Diskussion 
der Sach- und Rechtslage, der For-
mulierung eines Beschlussvorschla-
ges, der weiteren Vorberatung in 

den Fraktionen sowie der Vorberei-
tung der Gemeindevertretersitzung 
– eines deutlich längeren Zeitraums. 
Schon allein die Ladungsfristen so-
wie die sonstigen Regularien für die 
Einladungen zu einer öffentlichen 
Gemeindevertretersitzung lassen es 
nicht erwarten, dass diese knappe 
Frist eingehalten werden kann.

In Meldorf gelang die Wahrung der 
Widerspruchsfrist nur aufgrund der 
großen Einmütigkeit aller Stadtver-
treter in der Sache, des Verzichts auf 
Ladungsfristen sowie professioneller 
Hilfe von außen.

Ungleiches Stimmgewicht der 
Gemeinden im Amtsausschuss
In früheren Zeiten hatten die Ge-
meinden, die ein Amt bildeten, in et-
wa die gleiche Größe. Die Mitglied-
schaft im Amtsausschuss war in der 
Regel auf die Bürgermeister dieser 
Gemeinden beschränkt. Nur wenige 
Gemeinden hatten aufgrund ihrer 
Bevölkerungszahl zwei Ausschuss-
mitglieder.

Die kommunale Verwaltungsstru-
krukturreform von 2006 hat nun 
dazu geführt, dass Gemeinden ganz 
unterschiedlicher Größe und ganz 
unterschiedlicher Wirtschaftskraft 
sowie zentraler Bedeutung in einem 
Amt zusammengeführt wurden, oh-
ne dass dieses unterschiedliche Ge-
wicht bei der Zusammensetzung des 
Amtsausschusses genügend berück-
sichtigt wurde.

Am Beispiel des Amtes Mitteldith-
marschen zeigt sich, dass die Zahl 
der Amtsausschussmitglieder der 
Stadt Meldorf, der einzigen Stadt im 
Amt, im Vergleich zu den übrigen 
Gemeinden des Amtes völlig unter-
repräsentiert ist.

Dazu einige Zahlen: Die 24 Gemein-
den des Amtes entsenden insgesamt 
36 Mitglieder in den Amtsausschuss. 
Acht Vertreter (22,2 Prozent) kom-
men aus der Stadt Meldorf, die mit 
ca. 7 500 Einwohnern ein knappes 
Drittel der Einwohnerschaft des Am-
tes stellt und die mit einem Anteil 
von 1.634 .396,79 Euro (38,5 Prozent) 
den Löwenanteil der Amtsumlage 
schultert. Für jedes seiner Amtsaus-
schussmitglieder mit einem Stimm-
gewicht von 2,8 Prozent zahlt die 
Stadt Meldorf also 204 299,58 Euro 

Der Autor Thies Thiessen (67) war von 1991 bis 2002 hauptamtlicher Bürgermeister von Mel-
dorf. Heute ist er als Geschäftsführer für unseren SGK-Landesverband tätig. Zudem berät er 
als Rechtsanwalt unsere Mitglieder in allen kommunalrechtlichen Fragen.� Foto: Manfred Konstanti
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oder 4,8 Prozent der Amtsumlage. 
Die kleinste Gemeinde des Amtes, 
Schrum, trägt zur Amtsumlage nur 
einen Betrag von 13.346,84 Euro (0,3 
Prozent) bei. Dennoch hat die Mit-
gliedschaft des Bürgermeisters von 
Schrum ebenfalls ein Stimmgewicht 
von ca. 2,8 Prozent, also das neunfa-
che des Anteils an der Amtsumlage.

Oder anders gerechnet: Die 20 
kleinsten Gemeinden des Amtes, 
die auch die Abstimmungsmehrheit 
stellen, tragen mit einem Beitrag zur 
Amtsumlage in Höhe von 1.564.031 
Euro noch nicht einmal den Anteil, 
den die Stadt Meldorf alleine stemmt. 
Dennoch verhält sich das Stimmver-
hältnis 20:8. Dieser Geburtsfehler 
der Kommunalverfassungsreform 
von 2006 ist auf die Hartnäckigkeit 
und Uneinsichtigkeit des damaligen 
konservativen Koalitionspartners der 
schwarz-roten Koalition zurückzu-
führen, der ganz bewusst die kleine-
ren Gemeinden bevorzugen wollte. 
Diesen Fehler gilt es, unter den be-
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stehenden Mehrheitsverhältnissen 
im Landtag zu korrigieren.

Verantwortung des  
Amtsausschusses 
An dem Beispiel aus Mitteldithmar-
schen lässt sich aber auch gut der 
Zusammenhang zwischen der kom-
munalpolitischen Verantwortung 
für die Belastung des eigenen Haus-
haltes und dem Verständnis für die 
Interessen der kommunalen Partner 
im zentralen Ort ablesen.

Die für Meldorf immens wichtige 
Entscheidung über den Neubau ei-
nes Amtsgebäudes, nicht nur aus 
städteplanerischer Sicht, sondern 
auch in Hinblick auf die zukünftige 
Belastung des Haushaltes, wird von 
den anderen Mitgliedern im Amts-
ausschuss schon deswegen mit an-
deren Augen gesehen, weil diese 
Entscheidung den eigenen Haushalt 
in weitaus geringerem Maße belas-
tet.
Um diese Fehlentwicklung zu korri-

gieren, gibt es zwei Lösungsansätze:
Bei den Entscheidungen des Amts-
ausschusses muss das Wohl des ge-
samten Amtes im Vordergrund ste-
hen. Insbesondere dürfen die Inter-
essen der zentralen Orte, die schließ-
lich der Motor der Entwicklung im 
Amt sind und deren Prosperität auf 
die umliegenden Gemeinden aus-
strahlt, nicht unberücksichtigt blei-
ben.

Andernfalls ist es unbedingt not-
wendig, die Entscheidungsgewalt 
des Amtsausschusses auf solche 
Beschlüsse zu beschränken, die al-
lein die Tätigkeit des Amtes betref-
fen. Das Amt muss dann wieder zur 
„Schreibstube der Gemeinden“ wer-
den, alle gestalterischen Entschei-
dungen gehören hingegen in die Ge-
meinden, und zwar in jede für sich.

Für diese Fehlentwicklung im kom-
munalen Miteinander ist eine ent-
sprechende Novellierung der Amts-
ordnung dringend geboten. Nur 

mit einem fairen Miteinander der 
Gemeinden eines Amtes kann es 
gelingen, Fehlentwicklungen wie 
in Meldorf zu verhindern. Ziel muss 
es sein, die Leuchtturmfunktion der 
zentralen Orte für die Ämter und ihre 
Gemeinden wiederherzustellen und 
zu stärken.

„ Die Bekämpfung von Rechts extremismus ist 
nach wie vor ein aktuelles und zentrales  Thema. 
Wer den ,blick nach rechts‘ regelmäßig liest, 
erkennt die aktuellen Gefahren von Rechtsaußen 
und kann sachkundig argumentieren.“ 
 
Schirmherrin Ute Vogt

Weitere Informationen im Netz: www.bnr.de

Anzeige
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Über Geld spricht man nicht – 
das galt bislang auch für die 
Gehälter von Managern öffentli-
cher Unternehmen in Schleswig-
Holstein. Das wird sich ändern, 
denn der Landtag hat mit den 
Stimmen von SPD, Grünen, SSW, 
Piraten und FDP jüngst das so ge-
nannte Vergütungsoffenlegungs-
gesetz verabschiedet, das ab Ja-
nuar 2016 in Kraft tritt. 

Dann werden die Honorare von Auf-
sichtsräten, Geschäftsführern und 
Verwaltungsräten öffentlicher Un-
ternehmen von AKN bis zu Stadt-
werken und Sparkassen auf den In-
ternetseiten des Finanzministeriums 
veröffentlicht. 

„Der Entwurf trägt dem legitimen In-
formationsanspruch der Bürger Rech-
nung“, so Finanzministerin Monika 
Heinold (Grüne). Sie betonte: „Damit 
schaffen wir für die öffentliche Hand 
ein Maximum an Transparenz.“ Für 

„Lassen Sie uns über Geld reden…“
Der Landtag verabschiedet ein Vergütungsoffenlegungsgesetz

Autorin Michelle Kossel

Die SPD-Landtagsabgeordnete Beate Raudies (l.) zusammen mit der Finanzministerin Monika Heinold (Bündnis 90/Die Grünen)�  Foto: Michelle Kossel

die SPD-Landtagsabgeordnete Beate 
Raudies, Finanzspezialistin der SPD-
Fraktion, „haben Bürgerinnen und 
Bürger einen Anspruch darauf, zu 
erfahren, was Spitzenmanager öf-
fentlicher Unternehmen verdienen“.

Nicht von ungefähr wurde im Parla-
ment an der Kieler Förde lange und 
intensiv über die Veröffentlichung 
der Gehaltszettel von Vorständen 
gesprochen. Bereits seit der Ban-
kenkrise im Jahr 2008, während der 
viele Privatanleger um Haus und Hof 
bangen mussten, fragen sich Bürge-
rinnen und Bürger, was das Land sei-
nen Führungskräften bezahlt – von 
ihrem Steuergeld. 

Widerstand kam von  
Vertretern der Unternehmen
Bereits 2013 gab es erste Diskussi-
onen im Kieler Landtag. Und kaum 
wurde dort intensiv über Geld gere-
det, gab es massive Kritik von Unter-
nehmensvertretern. So hieß es unter 

anderem, das Vergütungsoffenle-
gungsgesetz würde die kommuna-
len Unternehmen beschädigen und 
sie als Arbeitgeber weniger attraktiv 
machen. Topmanager würden in die 
Privatwirtschaft abwandern.

Wettbewerbsnachteile  
befürchtet Raudies nicht
Außerdem befürchten einige, dass 
es durch die namentliche Veröffent-
lichung von Vergütungen Wettbe-
werbsnachteile bei der Besetzung 
von Vorstandspositionen geben 
werde. Und es gab Bedenken, dass 
in diesem Fall qualifiziertes Personal 
kurzerhand abgeworben werden 
würde.

Darüber kann die Elmshorner SPD-
Politikerin Beate Raudies nur den 
Kopf schütteln. „Wir Landespolitiker 
– vom Ministerpräsidenten bis zum 
Abgeordneten – legen ebenfalls un-
sere Einkünfte offen und haben kei-
ne Probleme damit.“ 

Weiterhin sei es so, dass andere Bun-
desländer, wie unter anderem Ham-
burg, ein ähnliches Regelwerk auf 
den Weg gebracht hätten, betont 
Raudies. „Dort ist deswegen auch 
keine Revolution ausgebrochen“, 
sagt sie.

Spekulationen, so Raudies weiter, 
was dieser oder jener bei Stadt-
werken und anderen kommunalen 
Betrieben verdient, seien viel schäd-
licher. „Genau aus diesem Grund ist 
Transparenz wichtig. Es geht für die 
Politik darum, diese Gehälter nach-
vollziehbar zu begründen.“

Umfangreiche Auskünfte 
schaffen Transparenz
Deshalb wird nicht nur die Gehalts- 
und Abfindungshöhe Einzelner ver-
öffentlicht werden, sondern auch die 
Bedingungen, unter denen weitere 
Abfindungen gezahlt werden, sowie 
das Alter, ab dem eine Pension zu-
gesagt wird.

Nicht alle Spitzenmanager von kom-
munalen Unternehmen stehen dem 
Vergütungsoffenlegungsgesetz kri-
tisch gegenüber. Einige gehen sogar 
jetzt schon mit gutem Beispiel voran 
und geben Auskunft darüber, was 
sie verdienen.

Zu den ersten gehört der Landrat 
des Kreises Rendsburg-Eckernförde, 
Rolf-Oliver Schwemer (parteilos). Er 
hat kürzlich seine Einnahmen offen-
gelegt. Auch der Landrat des Kreises 
Pinneberg, Oliver Stolz (parteilos), 
geht offen mit seinen Einkünften 
um und beantwortet entsprechende 
Medienanfragen.

Für Beate Raudies sind das Schritte in 
die richtige Richtung. „Wer nichts zu 
verbergen hat, kann auch offen über 
Geld reden“, sagt sie. 



 

SGK-Schleswig-Holstein      Bankverbindung 
Königstraße 4                      Nord-Ostsee-Sparkasse -  
24837 Schleswig                                        IBAN DE70 2175 0000 0164 6483 13 
  04621-27110 
Email: SGK-Landesverband-SH@spd.de  

SGK-Büro Schleswig, Königstraße 4, 24837 Schleswig,  Email: SGK-Landesverband-SH@spd.de

An alle Mitglieder der SGK-Schleswig-Holstein 

Schleswig im September 2015 

Einladung zur SGK-Mitgliederversammlung 
am Freitag den 06. November 2015, um 17.00 Uhr 

im Schwarz - Café Hotel, 
Breitenburger Straße 14-16, 25524 Itzehoe

Vorschlag zur Tagesordnung: 
1.  Eröffnung und Begrüßung  
2.  Wahl einer Versammlungsleitung  
3.  Genehmigung der Geschäfts- und Tagesordnung  
4. Wahl einer Zählkommission  
5. Grußworte: Dr. Manfred Sternberg, GF-Bundes-SGK 
6. Rechenschaftsbericht 
7. Bericht der Kassenrevisoren 
8. Entlastung des Vorstandes 
9. Anträge 
10. Wahlen 
 a. der/des Vorsitzenden 
 b. 2 stellv. Vorsitzende 
 c. 8 Beisitzer 
 d. 11 Delegierte für die SGK-BDV 22./23. April 2016 in Potsdam 
 e. 2 Kassenrevisoren 
11. SGK-Haushalt 2016 
12. Schlusswort 

Mit freundlichem Gruß 

Dr. Andreas Koeppen 
SGK-Landesvorsitzender

Glei
ch

  

notie
re

n!
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Bernd Gundlach (Verwaltungsleitender Beamter Amt Bargteheider Land), Nina Scheer (Bundestagsabgeordnete) und Detlef Palm (Geschäftsführer VKU) nehmen die Anregungen der Diskussions-
teilnehmer interessiert auf.�  Foto: Jürgen Weingärtner.

Ende im Konzessionsstreit? 
Das neue „Hinweispapier“ der Landeskartellbehörde – Regionalkonferenz der SGK

Autoren Jürgen Weingärtner, Detlef Palm

Am 25.6. fand in Ahrensburg ei-
ne Regionalkonferenz zum The-
ma „Streit ohne Ende? – Netzver-
gaben rechtssicher gestalten!“ 
statt. Eingeladen waren Dr. Nina 
Scheer, Wahlkreisabgeordnete 
aus Herzogtum Lauenburg/Stor-
marn Süd und Mitglied im Aus-
schuss für Wirtschaft und Ener-
gie des Deutschen Bundestages, 
Detlef Palm, Geschäftsführer des 
Verbandes Kommunaler Unter-
nehmen und Bernd Gundlach, 
Verwaltungsleitender Beamter 
im Amt Bargteheide Land.

Anlass für die SGK-Regionalkon-
ferenz sind weit mehr als 100 Ge-
meinden und Städte in Schleswig-
Holstein, die ihre Versorgungsnetze 
nach Ablauf der Konzessionsverträ-
ge ausgeschrieben haben und seit 
Jahren auf die Übertragung auf ein 
anderes Versorgungsunternehmen 
warten. Die Teilnehmer aus den 

Kreisen Herzogtum Lauenburg, Se-
geberg und Stormarn berichteten, 
dass für die meisten Kommunalpo-
litiker vor Ort die langen Verfahren 
nicht mehr nachvollziehbar sind und 
hoffen auf klare Spielregeln für ein 
transparentes Vergabeverfahren. 
Nina Scheer nimmt von der Veran-
staltung viele Hinweise mit, welche 
Änderungen im Energiewirtschafts-
gesetz erforderlich sind.

Die anwesenden Stadtverordneten 
aus Ahrensburg berichteten, dass sie 
vor vielen Jahren mit der Übernah-
me der Gasnetze eine Vorreiterrolle 
hatten und die zwischenzeitliche 
Gründung von Stadtwerken ein wirt-
schaftlicher Erfolg ist. Die SPD-Kom-
munalpolitiker sind entschlossen, im 
Jahr 2017 auch die Stromversorgung 
in Ahrensburg zu übernehmen. 

Im Bereich des Konzessionsrechts 
erläuterte Nina Scheer, Mitglied im 

Ausschuss für Wirtschaft und Ener-
gie, zunächst den Stand des Ver-
fahrens betreffend der aktuell dis-
kutierten EnWG-Änderungsbedarfe. 
Allseits bestätigt wurde, dass es in 
§ 46 dringend einer Konkretisierung 
der Kaufpreisermittlung von Netzen 
bedürfe, wonach der Ertragswert als 
maßgeblich zu erklären sei. Wichtig 
sei hierbei auch eine eindeutige For-
mulierung, so Scheer. Auf einen Vor-
behalt zielende Zusätze (wie „in der 
Regel“) brächten nicht die erforder-
liche Klarheit und Rechtssicherheit. 
Ebenfalls bedürfe es einer Konkre-
tisierung der Pflicht zur Datenüber-
mittlung vom Altkonzessionär an die 
Gemeinde. Hier verwies Scheer auf 
ein jüngeres BGH-Urteil, worin be-
reits die nun auch gesetzlich zu re-
gelnde Pflicht angelegt sei. Auch die 
Aufstellung von Energiekonzepten als 
zulässige Nebenleistung nannte Nina 
Scheer als ein wichtiges Element, um 
dem Daseinsvorsorge-Charakter von 

Kommunen in ihrer Rolle als Konzes-
sionäre gerecht werden zu können. 
Eine dahingehende Aussage müsse 
sich auch in § 1 EnWG wiederfinden. 
Es sei mit der geltenden Rechtslage 
unzureichend, dass neben den hier 
formulierten Zielen lediglich weite-
re „netzbetriebsbezogene Kriterien“ 
nachrangig berücksichtigt werden 
können, hingegen nicht die Kriterien 
„Wertschöpfung vor Ort“ oder „Ein-
flussmöglichkeiten der Kommune“. 
Als ebenfalls problematisch wurden 
Rechtsunsicherheiten bei der Fort-
zahlung von Konzessionsvergaben 
nach Vertragsablauf angesehen. 
Hierfür bedürfe es einer bedingungs-
losen Fortzahlungspflicht.

Lange Rechtsstreitigkeiten
Viele Kommunen in Schleswig-Hol-
stein haben leidvolle Erfahrungen 
mit dem Rückkauf von Energienetzen 
und den vorausgehenden Konzes-
sionsvergaben gemacht. E.ON Han-
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se (mochte übrigens seinen Namen 
nicht mehr und heißt inzwischen  
Hansewerk) und seine SH Netz AG 
haben die Konzessionsverfahren – 
zum Teil Jahre später – beanstandet 
und leider bis hin zum Bundesver-
fassungsgericht auch noch Recht 
bekommen. Klare Beschlusslagen 
vieler Kommunen zur (Re-)Kommu-
nalisierung der Energieversorgung  
konnten immer noch nicht umge-
setzt werden. Nun müssen Verga-
beverfahren wiederholt werden, um 
das Ziel eigener, kommunaler Ener-
gienetze endlich unanfechtbar zu 
erreichen. 

Auf Bundesebene wäre eine Klar-
stellung im Energiewirtschaftsge-
setz eine große Hilfe für die Kom-
munen bei solchen Netzkäufen. 
Dieses Ziel steht sogar in der Koali-
tionsvereinbarung, aber der Gesetz-
geber lasse auf sich warten, kritisiert 
Detlef Palm, Landesgeschäftsführer 
des Verbands Kommunaler Unter-
nehmen (VKU). Daher besteht nach 

wie vor Unsicherheit vor Ort über 
die richtigen Schritte, Kriterien, u. ä.

Die Landesregierung bzw. die Lan-
deskartellbehörde hat nun ein neues 
„Hinweispapier“ für solche Konzessi-
onsverfahren veröffentlicht, das ei-
ne gute Arbeitshilfe für Kommunen, 
Stadt- und Gemeindewerke u. a. 
kommunale Unternehmen sein dürf-
te. Zwar ist ein Hinweispapier noch 
kein Gesetz oder eine Verordnung, 
sondern eher eine Empfehlung oder 
eine Art Orientierungshilfe. Aber so 
ganz beliebig ist dann ein Papier des 
Ministeriums eben auch nicht, und 
die Kartellbehörde hat bereits sig-
nalisiert, dass Verfahren, die nach 
diesen Hinweisen durchgeführt wer-
den, zumindest von ihr aus auch 
nicht mehr beanstandet würden.

Neu an diesem schleswig-holsteini-
schen Hinweispapier ist auch, dass 
bei der Erarbeitung einer solchen 
Materialie wohl erstmals in Deutsch-
land auch die große SH Netz AG und 

die kommunalen Spitzenverbände 
beim Ministerpräsidenten und beim 
Energieminister gemeinsam am 
(runden) Tisch gesessen und Einver-
ständnis mit den gefundenen For-
mulierungen gelobt haben.

Kriterien werden gewichtet
Was beinhaltet das Hinweispapier 
nun im Wesentlichen? Es benennt 
Kriterien für die Konzessionsver-
gabe, die von einer Kommune gel-
tend gemacht werden dürfen, und 
nimmt eine Gewichtung dieser Kri-
terien vor. Das heißt, wie stark darf 
Versorgungssicherheit, Arbeitsplatz-
schaffung, Kundenzufriedenheit und 
Service vor Ort, Umweltverträglich-
keit, Preisgünstigkeit, Effizienz (z. B. 
Schnelligkeit beim Hausanschluss-
bau) und vieles mehr bei der Aus-
schreibung und Vergabe eine Rolle 
spielen. Vom Vorbesitzer der Netze 
sind bestimmte Informationen und 
Daten zu liefern, Fristen einzuhalten 
u. a. Nicht zulässig sind sogenann-
te Inhouse-Vergaben, sondern es 

besteht eine Ausschreibungspflicht.  
Entscheidungsfindungen von Kom-
munen sollten in jedem Falle doku-
mentiert, also nachvollziehbar be-
schrieben und erläutert werden.

Im Ergebnis dürfte das neue Hin-
weispapier zweifellos mehr Orien-
tierung und Sicherheit für alle Sei-
ten schaffen. Ziel ist vor allem die 
„Rechtsbefriedung“ statt weiterer, 
zahlreicher Rechtsstreite wie in der 
Vergangenheit. Ob dies gelingt, und 
ob sich denn nun auch alle an die 
Hinweise der Kartellbehörde halten, 
wird sich schon bald bei den nächs-
ten anstehenden (entweder wieder-
holten oder neuen) Konzessionsver-
fahren zeigen.

Wer das neue Hinweispapier voll-
ständig lesen oder zur Anwendung 
bringen möchte, wende sich bitte an 
die SGK-Geschäftsstelle in Schleswig, 
Telefon: 04621-27110, E-Mail: 
SGK-Landesverband-SH@spd.de



DEMO Extra  09/10 | 2015 VIII  SGK Schleswig-Holstein

Retten, Löschen, Bergen, Schüt-
zen – das ist der Wahlspruch der 
Freiwilligen Feuerwehren, auch 
in Schleswig-Holstein. Damit im 
Katastrophenfall auch künftig 
genügend Manpower für diese 
wichtigen Ziele vorhanden ist, 
schaffen Vorgaben im novellier-
ten Brandschutzgesetz dazu die 
nötigen Voraussetzungen. 

Soll heißen: Hintergrund für das 
Brandschützer-Regelwerk ist, dass 
die Wehren neue Mitglieder gewin-
nen können – und das so früh wie 
möglich. Sinn und Zweck ist es aber 
auch, die hohen Sicherheitsstan-
dards, die die Feuerwehr hierzulande 
auszeichnet, nachhaltig erhalten zu 
können. Deshalb haben die meisten 
Feuerwehren eine Jugendfeuerwehr 
gegründet. Hierdurch gelingt es, 
junge Menschen für eine Tätigkeit 
in der Feuerwehr zu begeistern und 
gleichzeitig hervorragende Jugend-
arbeit zu leisten. Die erste Jugend-

Neues Brandschutzgesetz – mehr Mitglieder
Die Bedingungen für die aktiven Mitglieder müssen immer wieder überprüft und angepasst
werden. Sonst stößt das Ehrenamt irgendwann an seine Grenzen

Autorin Beate Raudies, MdL, stv. SGK-Landesvorsitzende

Besuch des Arbeitskreises der SPD-Landtagsfraktion beim Kreisfeuerwehrverband Plön�  Foto: SPD-Landtagsfraktion

feuerwehr wurde übrigens bereits 
1882 in Oevenum auf der Insel Föhr 
gegründet.

Mädchen und Jungen im Alter zwi-
schen zehn und 18 Jahren wurden in 
den vergangenen Jahren teils spiele-
risch, teils mit ernstem Hintergrund 
an den Einsatzdienst herangeführt. 
Aktuelle Entwicklungen zeigen je-
doch, dass ein Eintrittsalter von zehn 
Jahren zu spät sein kann. Denn bis zu 
diesem Alter haben sich viele Kinder 
schon einem Verein angeschlossen. 
Verschärft wird die Situation auch 
durch demografische Veränderun-
gen und den Wandel in der Schul-
landschaft. Insgesamt gibt es in den 
nächsten Jahren weniger Kinder 
einer Altersgruppe im Vergleich zu 
den Vorjahren, und die Freizeit wird 
knapper. 

Derjenige, der die beste Qualität in 
der Jugendarbeit bietet, wird lang-
fristig keine Probleme mit Nach-

wuchsgewinnung haben. Die Lösung 
für die Jugendfeuerwehren, die das 
neue Brandschutzgesetz anbietet: 
Absenkung des Eintrittsalters.

Mit sechs Jahren zur  
Feuerwehr
Deshalb dürfen Freiwillige Feuer-
wehren in Schleswig-Holstein künf-
tig Kinderabteilungen einrichten – 
wenn die Gemeindevertretung dafür 
die Zustimmung erteilt hat. Mädchen 
und Jungen können dann bereits im 
Alter von sechs statt wie bisher erst 
als Zehnjährige eintreten. Bei diesen 
Mini-Feuerwehren soll es eher spie-
lerisch zugehen. Die kleinen Brand-
schützer erhalten in ihren Gruppen 
eine Art Früherziehung im Umgang 
mit Feuer, müssen aber nicht an 
Übungsdiensten teilnehmen. Nach 
dem zehnten Geburtstag wechseln 
sie in die Jugendabteilungen. Mit 16 
Jahren ist weiterhin der Eintritt in die 
Einsatzgruppen möglich. Für die Teil-
nahme an Notfall-Einsätzen müssen 

die jungen Helfer jedoch volljährig 
sein. Außerdem können Freiwillige 
Feuerwehren im „echten Norden“ 
künftig eine Verwaltungsabteilung 
einrichten, ebenfalls nach vorheriger 
Zustimmung der Gemeindevertre-
tung. Hier können sich Menschen 
engagieren, die körperlich nicht in 
der Lage sind, am aktiven Dienst 
teilzunehmen.

Weiterhin ist die Altersgrenze für die 
Wehrführer und deren Stellvertreter 
von 65 auf 67 Jahre angehoben wor-
den. Gemeindewehrführer können 
zu ihrer Entlastung mehrere Stell-
vertreter haben. Diese Möglichkeit 
bestand in den vergangenen Jahren 
nur für Amts- und Kreiswehrführer. 
Alles in allem wird es den Wehren 
erleichtert, neue Mitglieder zu wer-
ben und gleichzeitig Möglichkeiten 
für jene zu schaffen, die gerne zu 
den Brandschützern gehören wür-
den, es bislang aber nicht durften. 


